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Sehr geehrte Frau Présidentin,

Sehr geehrte Mitglieder des Schiedsgerichts,

namens und mit Vollmacht der Kldgerin stellen wir folgende

Rechtsbegehren
1. Die Beklagte sei zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket AG mit dem
Nominalwert von CHF 1.- pro Aktie gegen die Bezahlung von CHF 1'875'000 an die

Klédgerin gemiss dem Aktiondrsbindungsvertrag vom 11. April 2013 zu iibertragen;
2. Auf die Wiederklage sei nicht einzutreten;

3. Alles unter Kosten- und Entschidigungsfolgen zulasten der Beklagten.

II
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I. Die Zustandigkeit des Schiedsgerichts

1. Schiedsvereinbarung

Die Beklagte bestreitet zu Unrecht die Zustindigkeit des angerufenen Schiedsgerichts. Das
Schiedsgericht ist zustidndig, wenn eine rechtsgiiltige, vertraglich vereinbarte Schiedsabrede
vorliegt (RUEDE/HADENFELDT, §33, Rn. 1). Voraussetzung dafiir sind das kumulative Vorlie-
gen des objektiven und subjektiven Geltungsbereichs, die Schiedsfahigkeit der Parteien und
des Anspruchs sowie die materielle und formelle Giiltigkeit (BGE 118 II 353, E. 3a). Das
Schiedsgericht bestimmt simtliche Fragen betreffend seiner Zusténdigkeit selber (Verfligung
Nr. 1, Rn. 9). Die Schiedsvereinbarung in Art. 3.1 des Kaufvertrages 2013 bildet eine giiltige
Grundlage fiir die Zustdandigkeit eines Schiedsgerichts.

Der objektive Geltungsbereich erfordert, dass alle Rechtsbegehren die dem Schiedsgericht un-
terbreitet werden, von der Schiedsvereinbarung erfasst sind (BSK IPRG-WENGER/SCHOTT,
Art. 186 N 36). Bei der Beurteilung wird auf den Parteiwillen abgestellt
(BERGER/KELLERHALS, Rn. 462). Im Zweifel kann davon ausgegangen werden, dass die Par-
teien eine umfassende Zustindigkeit des Schiedsgerichts vereinbart haben (BGE 116 IA 56, E.
3b) Die Schiedsvereinbarung in Art. 3.1 des Kaufvertrages 2013 spricht von ,,Streitigkeiten,
Meinungsverschiedenheiten oder Anspriiche aus oder im Zusammenhang mit dem Vertrag*.
Bei der vorliegend strittigen Art der Bestimmung des Kaufpreises handelt es sich um eine
Streitigkeit und Meinungsverschiedenheit. Folglich ist das Schiedsgericht fiir das vorliegende
Verfahren zustindig.

Die Schiedsvereinbarung wirkt inter pares nur zwischen den Vertragsparteien
(BERGER/KELLERHALS, Rn. 492). Die Kldgerin und die Beklagte haben die Schiedsvereinba-
rung durch den Abschluss des Kaufvertrages 2013 miteinander vereinbart. Sie sind beide
Partei der Schiedsvereinbarung.

Die Parteien sind schiedsfdhig, wenn sie partei- und prozessfahig sind und rechtsgiiltige Partei
der Schiedsvereinbarung sind (BGE 128 III 50, E. 2b). Beide Parteien sind partei- und pro-
zessfahig im Sinne von Art. 66 und Art. 67 ZPO. Es wird nicht bestritten, dass beide Parteien
die Schiedsklausel rechtsgiiltig vereinbart haben.

Eine Schiedsvereinbarung kann nur fiir Anspriiche abgeschlossen werden, die schiedsfihig
sind. Die objektive Schiedsfdhigkeit richtet sich nach der lex arbitri (BSK IPRG-
MABILLARD/BRINER, Art. 177 Rn. 8). In der Schweiz ist jeder vermogensrechtliche Anspruch

im Sinne von Art. 177 Abs. 1 IPRG schiedsfdhig. Vermogensrechtliche Anspriiche sind alle
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Leistungen und Rechte, welche in Geld bestimmbar sind (BGE 118 11 353, E. 3a). Entschei-
dend ist, ob ein wirtschaftliches Interesse vorhanden ist (BERGER/KELLERHALS, Rn. 196). Bei
einem Streit iiber die Hohe des Kaufpreises handelt es sich um einen klassischen vermogens-
rechtlichen Anspruch. Beide Parteien haben ein wirtschaftliches Interesse, dass der Kaufpreis
moglichst hoch bzw. tief ist.

Fiir ein giiltiges Zustandekommen der Schiedsvereinbarung muss ein Konsens der Parteien
iiber alle essentialia negotii bestehen (GIRSBERGER/VOSER, Rn. 296). Diese umfassen den ge-
meinsamen Willen der Parteien, dass iiber eine bestehende oder zukiinftige Streitigkeit ein be-
stimmtes oder zumindest bestimmbares Schiedsgericht entscheiden soll (CHK IPRG-FURRER
ANDREAS/GIRSBERGER DANIEL/ SCHRAMM DOROTHEE, Art. 176-178 IPRG, Rn. 18c) Die
Schiedsvereinbarung sieht vor, dass ein Schiedsgericht fiir alle Anspriiche aus oder im Zusam-
menhang mit dem Vertrag zustéindig sein soll. Eine Streitigkeit kann dem Schiedsgericht vor-
gelegt werden, sofern sich ihre Grundlage aus dem Vertrag ergibt. Das Schiedsgericht besteht
bis zu einem Streitwert von CHF 500'000.- aus einem und bei Streitigkeiten ab einem Streit-
wert von CHF 500'000.- aus drei Schiedsrichtern. Diese sind durch die Parteien mit dem Ver-
fahren der Schiedsordnung der Swiss Chambers' Arbitration Institution zu bestimmen.

Die Schiedsvereinbarung ist giiltig, wenn sie schriftlich im Sinne von Art. 178 Abs. 1 IPRG
abgeschlossen worden ist. Sie ist schriftlich im Kaufvertrag 2013, welcher von der Kldgerin
sowie der Beklagten unterschrieben worden ist, vereinbart.

Aus den vorstehenden Erlduterungen ergibt sich, dass die Parteien mit Art. 3.1 des
Kaufvertrages 2013 eine giiltige Schiedsvereinbarung fiir die vorliegenden Streitigkeiten

abgeschlossen haben. Fiir dieses Verfahren ist das Schiedsgericht zustindig.

2. Sitz des Schiedsgerichts
Der Sitz des Schiedsgerichts wird von den Parteien im Sinne von Art. 176 Abs. 3 IPRG 1.V.m.
Art. 16 Ziff. 1 Swiss Rules bestimmt. Die Parteien vereinbarten, dass der Sitz des Schiedsge-
richts in Ziirich sein soll (Art. 3.1.2 KV 2013). Wie im Folgenden zu zeigen sein wird, dndert

die Vereinbarung in Art. 27.8 des Aktiondrbindungsvertrages nichts an dieser Tatsache.

3. Verhiiltnis zur Gerichtsstandklausel
Die Beklagte behauptet félschlicherweise, dass die Gerichtsstandklausel, welche in Art. 27.8
des Aktiondrbindungsvertrag enthalten ist, die Zustindigkeit des Schiedsgerichts ausschliesst.

Die Schiedsvereinbarung und die Gerichtsstandvereinbarung sind eigenstindige Vertrage sui

generis(Art. 21 Ziff. 2 Swiss Rules; BGE 119 II 391, E.3). Wie weit die Wirkungen dieser
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Vertrdge gehen, ist nach den allgemeinen Grundsitzen fiir die Auslegung von Willenserkla-
rungen zu erforschen. Diese sind nach dem Vertrauensprinzip so auszulegen, wie sie der Em-
pfanger nach Treu und Glauben verstehen durfte (BGE 4A 452/2007, E. 2.3).

Der Aktiondrbindungsvertrag wurde gleichzeitig mit dem Kaufvertrag 2013 besprochen, aus-
gehandelt und abgeschlossen (Prdambel D des ABV; Einleitungsanzeige, Rn. 8 f.). Der Kauf-
vertrag 2013 verpflichtet die Parteien, einen Aktiondrbindungsvertrag abzuschliessen (Art.
2.2.2 KV 2013). Die Parteien nehmen zudem an vielen Stellen des Aktiondrbindungsvertrages
Bezug auf den Kaufvertrag 2013. Der Aktiondrbindungsvertrag regelt die Phase, welche sich
an den Verkauf der ersten 50% der Aktien der VeganMarket AG anschliesst. Dieser wiirde kei-
nen Sinn machen, wenn der Kaufvertrag 2013 nicht abgeschlossen worden wére. Der Kauf-
vertrag 2013 und der Aktiondrbindungsvertrag weisen intensive Bezlige zueinander auf. Es
muss daher davon ausgegangen werden, dass die Gerichtsstandvereinbarung, welche die Par-
teien mit den beiden Vertrdgen abgeschlossen haben auch fiir beide Vertriage gelten soll.

Die Parteien haben in der Vergangenheit bereits einige Vertrige miteinander abgeschlossen.
Diese Vertrage enthielten regelmissig Schiedsvereinbarungen (Sachverhaltsergdnzungen, Rn.
17). Auch der Kaufvertrag 2014, welchen die Parteien nach dem Aktiondrbindungsvertrag ab-
geschlossen haben, enthilt eine Schiedsvereinbarung. Daraus erschliesst sich, dass die Partei-
en fiir Streitigkeiten aus ihren Vertrdgen grundsétzlich die Hilfe eines Schiedsgerichtes in An-
spruch nehmen wollten. Ein sachlicher Grund, dass dies beim Aktiondrbindungsvertrag anders
sein sollte, ist nicht erkennbar.

Die Gerichtsstandklausel in Art. 27.8 des Aktiondrbindungsvertrages sieht vor, dass die or-
dendlichen Gerichten in Zug fiir alle Streitigkeiten aus dem Vertrag zustindig sind, soweit
keine andere Regelung vorgeht. Dieser Zusatz sagt implizit, dass die Gerichtsstandklausel nur
subsididr zur Anwendung kommt. Nach Treu und Glauben muss diese so verstanden werden,
dass die Gerichte in Zug fiir alle Streitigkeiten aus dem Aktiondrbindungsvertrag und dem
Kaufvertrag 2013 zustindig sein soll, die nicht unter die Schiedsvereinbarung fallen. Die Par-
teien wollten insbesondere die Streitigkeiten iiber die Preisberechnung von der Staatlichen
Gerichtsbarkeit ausnehmen. Dies wird dadurch deutlich, dass die Parteien in Art. 6.9 des Ak-
tionarbindungsvertrages einen Schiedsgutachter als zustiindig erkldrt haben. Ein staatliches
Gericht wiirde dem Willen der Parteien, insbesondere die Streitigkeiten liber den Kaufpreis ei-
ner privaten Instanz zu unterbreiten, widersprechen. Daher und da die vorliegenden Streitig-
keiten, wie oben gezeigt wurde, unter die Schiedsvereinbarung fallen, ist der subsididre or-

dendliche Gerichtsstand in Zug fiir die vorliegende Klage unzustindig.
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Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Schiedsvereinbarung fiir den Aktiondrbindungsvertrag
und den Kaufvertrag 2014 abgeschlossen worden ist. Die Gerichtsstandvereinbarung soll nur
subsididr in dem Bereich, in dem die Schiedsvereinbarung keine Wirkungen entfaltet, zur An-
wendung kommen. Das Schiedsgericht mit Sitz in Ziirich ist zusténdig, um die vorliegenden

Anspriiche zu behandeln.

4. Verhiltnis zum Schiedsgutachter

Die Beklagte macht geltend, dass das Schiedsgericht unzustindig ist, da die Parteien in Art.
6.9 des Aktiondrbindungsvertrages vereinbart haben, dass bei Streitigkeiten betreffend dem
Kaufpreis ein Schiedsgutachter mit dieser Frage betraut wird. Die Kldgerin hat dem immer
zugestimmt. Die Kldgerin hat dem Beklagten im Mail vom 23. Januar 2015 (B-4) vorge-
schlagen, dass Herr Marco Wichtig als Schiedsgutachter mit der Frage der Kaufpreisberech-
nung betraut werden soll. Die Beklagte hat es in ihrer Mail vom 26. Januar 2015 (B-4) abge-
lehnt, Herrn Marco Wichtig oder irgend einen anderen Schiedsgutachter mit der Sache zu be-
trauen. Nachdem die Beklagte die Beauftragung eines Schiedsgutachters abgelehnt hat, ver-
stosst es gegen Treu und Glauben im Sinne von Art. 2 Abs. 2 ZGB, wenn sie sich darauf be-
ruft, dass zuerst ein Schiedsgutachter beauftragt werden muss, bevor vor einem Schiedsge-
richt geklagt werden kann. Das Gericht hat diesen Einwand folglich abzuweisen und trotz Art.

6.9 des Aktiondrbindungsvertrages auf die Klage der Kldgerin einzutreten.

II. Unzustindigkeit fiir die Widerklage
Eine Widerklage im Sinne von Art. 8 IPRG kann beim zustindigen Gericht fiir die Hauptklage

eingereicht werden, sofern zwischen Haupt- und Widerklage ein sachlicher Zusammenhang
besteht. Davon ist eine Ausnahme zu machen, wenn sich die Anspriiche nicht auf denselben
Vertrag richten und fiir die Anspriiche der Widerklage eine Schiedsvereinbarung vorliegt
(BSK IPRG-BERTI, Art. 8 IPRG, Rn. 13; ZK IPRG-VOLKEN, Art. 8§ IPRG, Rn. 20; BGE 123
IIT 35, E. 3c). Die Beklagte verkennt bei ihrer Widerklage, dass sich ihre Anspriiche auf einen
anderen Vertrag mit einer eigenen Schiedsvereinbarung stiitzt und das Gericht fiir die Wider-
klage unzustidndig ist.

Der Anspruch der Hauptklage stiitzt sich auf den Aktionirbindungsvertrag mit der Schiedsver-
einbarung, welche im Art. 3.1 des Kaufvertrages 2013 enthalten ist. Die Widerklage hingegen
stiitzt sich auf den Kaufvetrag 2014 und die darin enthaltene Schiedsvereinbarung. Die Partei-
en wollten, dass die Anspriiche aus dem Kaufvertrag 2014 durch ein gesondertertes Schieds-

gericht beurteilt werden. Hétten sie gewollt, dass diese Anspriiche durch dasselbe Schiedsge-
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richt beurteilt wird wie die Anspriiche aus dem Aktiondrbindungsvertrag, hitten sie dies
explizit im Vertrag verankern miissen. Dass die Schiedsvereinbarungen in beiden Vertrdgen
identisch sind, vermag nichts an dieser Ansicht zu dndern. Aus den Schiedsvereinbarungen
ergibt sich ndmlich nicht, welche Richter liber die Klage entscheiden, sondern nur, das die
Richter mithilfe der Parteien bestimmt werden. Die Parteien konnen also grossen Einfluss auf
die Zusammensetzung des Gerichts nehmen, weshalb fiir die verschiedenen Anspriiche mogli-
cherweise unterschiedliche Gerichte berufen werden. Es wird klar, dass die Schiedsvereinba-
rungen - obwohl sie den gleichen Wortlaut haben - nicht auf dasselbe Gericht hinweisen.
Folglich wiirde mit der Wiederklage die Schiedsvereinbarung der Parteien umgangen, indem
der Klédgerin die Moglichkeit genommen wiirde, fiir die Anspriiche aus dem Kaufvertrag 2014
den Schiedsrichter ihrer Wahl zu bestimmen. Das Schiedsgericht hat seine Zustiandigkeit fiir

die Widerklage daher zu verneinen.

II1. Die Beklagte ist zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket
AG aufgrund des Aktionidrbindungsvertrages vom 11. April 2013 an die
Kligerin zu iibertragen

1. Der Aktionarbindungsvertrag ist giiltig zustande gekommen
Der Aktionédrbindungsvertrag (K-2) wurde am 11. April 2013 zwischen der Klidgerin und der
Beklagten giiltig abgeschlossen. Dieser Vertrag endet, sobald eine der Parteien nicht mehr Ak-
tiondr ist (Art. 27.1.2 ABV) oder sie ihn schriftlich autheben (Art. 27.2.1 ABV).

2. Aufhebung des Aktionarbindungsvertrag durch Novation

Am 1. Oktober 2014 schlossen die Parteien einen Aktienkaufvertrag ab (KV 2014; B-1). Die-
ser soll den Aktiondrbindungsvertrag ersetzen und die bestehenden Differenzen betreffend die
Berechnung des Kaufpreises der Aktien beheben (Prdambel B des KV 2014; Art. 11.7 KV
2014). In analoger Anwendung von Art. 116 Abs. 1 OR stellt der Kaufvertrag 2014 eine No-
vation dar und hebt den Aktionédrsbindungsvertrag giiltig auf.

Das Obligationenrecht enthélt fiir die Authebung von ganzen Vertridgen keine Vorschriften,
daher miissen die Vorschriften iiber die Authebung einer Obligation analog angewandt werden
(HUGUENIN, Rn. 641). Eine Novation setzt das Bestehen einer alte Forderung voraus, welche
mittels Neuerungsabrede aufgehoben und durch eine neue Forderung ersetzt wird. Dieser Vor-
gang muss vom gegenseitigen Neuerungswillen getragen sein (CHK OR-KILLIAS/WIGET, Art.
116 OR, Rn. 4-6). Die Ubertragung der Aktien und die Bezahlung des Kaufpreises, welche im

Aktiondrbindungsvertrag geregelt waren, wurden durch den Kaufvertrag 2014 ersetzt. Dabei
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wurde ein neuer Kaufpreis und Ubergabemodus vereinbart. Der Neuerungswille ist in
Praambel B und Art. 11.7 KV 2014 klar ersichtlich.

Der Novationsvertrag bedarf zu seiner Giiltigkeit keiner Form (ZK OR-AEPLI, Art. 116 OR,
Rn. 8). Die Voraussetzung der Schriftlichkeit, welche die Parteien in Art. 27.2.1 ABV verein-

bart haben, betrifft nur die Vertragsdnderung und ist daher fiir die Novation irrelevant.

3. Wiederaufleben des Aktionidrsbindungsvertrag durch Riicktritt vom Kauf-
vertrag 2014

Wird der neue Vertrag ungiiltig, lebt der Alte wieder auf (BK OR-BECKER, Art. 116, Rn. 18)
Die Vollzugsvoraussetzungen des Kaufvertrages 2014 sehen ein Riicktrittsrecht der Kldgerin
vor (MAC-Clause; 10.2 (¢) KV 2014). Die Kligerin hat von diesem Recht am 12. Dezember
2014 Gebrauch gemacht und der Beklagten den Riicktritt mittels E-Mail erklért (B-2). Diesen
hat sie in einer weiteren E-Mail am 5. Januar 2015 noch einmal bekriftigt (B-3). Der Aktio-
nirbindungsvertrag lebt dadurch wieder auf. Abschliessend ist festzuhalten, dass die Uberga-

be der Aktien nach dem Aktionirbindungsvertrag vollzogen werden muss.

a) Bestand eines Riicktrittsrechts im Kaufvertrag 2014
Im Vertrag ist eine sogenannte no Material Adverse Change Klausel (MAC-Clause) enthalten.
Diese berechtigt den Kéufer zum Riicktritt, wenn ein Material Adverse Change (MAC) eintritt
(Art. 10.2 (c) KV 2014; TSCHANI/DIEM/WOLF, 4. Kapitel, Rn. 42). Dieser MAC stellt eine
aufschiebende Bedingung im Sinne von Art. 151 Abs. 1 OR dar. Voraussetzungen fiir die Giil-
tigkeit der Bedingung sind ein entsprechender Parteiwille sowie die Ungewissheit und die Zu-
kiinftigkeit dieses Ereignisses (HUGUENIN, Rn. 1280-1281). Die Kldgerin wollte sich mit der
MAC-Clause gegen das Risiko einer Verschlechterung des wirtschaftlichen Wertes der Vegan-
Market AG absichern. Dafilir wurde im Kaufvertrag 2014 auch ein Riicktrittsrecht nur fiir die
Klagerin geschaffen (Art. 10.2 (c) KV 2014). Die Beklagte hat dieser Absicherung zuge-
stimmt. Der Eintritt einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage liegt in

der Zukunft und ist zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses ungewiss.

b) Eintritt einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation
Eine wesentliche Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation der VeganMarket AG liegt
vor, wenn deren Wert zwischen Signing und Closing um mindestens 20% gegeniiber dem in
Art. 1 KV 2014 vereinbarten Kaufpreis gesunken ist (Art. 10.2 (c) KV 2014). Dieser liegt bei
CHF 2'687'500. Der Unternehmenswert betrdgt am 12. Dezember 2014 CHF 1'937'500 (B-2).
Der Wert der VeganMarket AG ist zwischen dem Signing am 1. Oktober 2014 und der Riick-
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trittserklarung am 12. Dezember 2014 um 28% gesunken. Die Beklagte verkennt fdlsch-
licherweise, dass der negative EBITDA in die Berechnung des aktuellen Unternehmenswertes
mit einbezogen werden muss (Einleitungsantwort, Rn. 11-14).

Der Inhalt der Vertrdge wird durch den iibereinstimmenden wirklichen Willen der Parteien im
Sinne von Art. 18 Abs. 1 OR bestimmt. Lasst sich der wirkliche Wille der Parteien nicht er-
mitteln, muss das Gericht den Vertrag nach dem Vertrauensprinzip auslegen (CHK-OR KUT,
Art. 18 OR, Rn. 4; BGE 121 IIT 118, E. 4b). Dabei wird die Bestimmung so ausgelegt, wie sie
aufgrund des Wortlautes, des Zusammenhangs und den gesamten Umstdnden nach guten
Treuen verstanden werden durfte (BGE 132 III 24, E. 4). Die MAC-Clause sagt nicht aus-
driicklich, ob der negative EBITDA in die Berechnung der wirtschaftlichen Situation einflies-
sen soll (Art. 10.2 (c¢) KV 2014). Aus diesem Grund, muss die MAC-Clause mit dem Vertrau-
ensprinzip ausgelegt werden. Der negative EBITDA ist in die Berechnung einzubeziehen.

Es entspricht den allgemein anerkannten Grundsitzen, dass der negative EBITDA bei der Be-
rechnung eines Unternehmenswertes einbezogen werden muss. Wiirde der Unternehmenswert
nur anhand der erfolgreichen Tochtergesellschaften berechnen, fiihrt dies zu einer extremen
Uberbewertung des Konzerns. Zur Bestimmung des objektiven Wertes eines Konzerns muss
daher auch der negative EBITDA mit einbezogen werden.

Die andere Ansicht wiirde zum folgenden absurden Ergebnis fiihren: Ein Wertverlust der Afri-
can Venture von CHF 1 Mio. unter gleichzeitiger Wertsteigerung einer anderen Venture von
CHF 1 Mio. hétte einen objektiven Wertgewinn von CHF 1 Mio. zur Folge, obwohl der Wert
der VeganMarket AG offensichtlich derselbe geblieben ist. Dieses Ergebnis widerspiegelt die
realen Verhiltnisse so unzutreffend, dass diese Ansicht explizit im Vertrag niedergeschrieben
werden miisste und nicht nach dem Vertrauensprinzip in den Vertrag hineininterpretiert wer-
den kann.

Die Aussage der Beklagten, dass der Wert der African Venture bei der Berechnung des Kauf-
preises im Kaufvertrag 2014 mit Null veranschlagt wurde (Einleitungsantwort, Rn. 13) ist
zwar richtig, spielt aber fiir die vorliegende Frage keine Rolle. Der negative EBITDA der Af-
rican Venture war zum Zeitpunkt der Kaufpreisfestlegung bekannt. Die Kldgerin wusste, auf
welchen Betrag sie verzichtet, sofern der negative EBITDA nicht beriicksichtigt wird. Diesen
Verzicht hat sie in Kauf genommen, um endlich aus der bestehenden Pattsituation heraus zu
kommen (B-3). Der objektive Wertverlust, der zwischen Signing und Closing eintritt und mit
der Berechnungsmethode der Beklagten nicht beriicksichtigt wiirde, ist hingegen unbekannt.

Dieses Risiko wollte die Kligerin nicht auf sich nehmen. Bei der Kaufpreisfestlegung und der
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Frage, ob der negative EBITDA in der MAC-Clause beriicksichtigt wird, liegen somit
verschiedene Sachverhalte vor. Daher kann aus dem fehlenden Einbezug des negativen
EBITDA bei der Kaufpreisfestlegung nicht darauf geschlossen werden, dass dieser auch bei
der Berechnung der MAC-Clause nicht berticksichtigt wird.

Die Parteien vereinbarten im Kaufvertrag 2014 eine MAC-Clause, um die Kldgerin vor dem
Risiko einer wesentlichen des Wertes Verschlechterung der VeganMarket AG zu schiitzen.
Wiirden die negativen EBITDA nur bis zum Wert Null beriicksichtigt, wiirde ein Totalabsturz
der New Zealand oder der African Venture keine wesentliche Verschlechterung des Wertes der
VeganMarket AG herbeifiihren, obwohl sich der objektive Wert der VeganMarket AG sehr
stark verringert. Ad absurdum konnte es theoretisch sogar vorkommen, dass der objektive
Wert der VeganMarket AG durch den Totalabsturz der New Zealand sowie der African Ven-
ture auf Null fillt, ohne dass von einer wesentlichen Verschlechterung im Sinne der MAC-
Clause gesprochen werden kann.

Aus dem Gesagten (vgl. N25-N28) ergibt sich, dass der negative EBITDA in die Berechnung
des Wertverlustes der MAC-Clause mit einbezogen werden muss. Der wirtschaftliche Wert

der VeganMarket AG berechnet sich in Anwendung des Art. 10.2 (¢) des Kaufvertrag 2014

wie folgt:
(positiver) EBITDA der American Venture CHF + 2'300'000.-
(positiver) EBITDA der Asien Venture CHF + 1'350'000.-
(negativer) EBITDA der New Zealand Venture CHF  —50'000.-
(negativer) EBITDA der African Venture CHF -500'000.-
Summe CHF + 1'937'500.-

Der objektive Wertverlust der VeganMarket AG betriagt daher 28% und stellt eine wesentli-

chen Verschlechterung des Wertes dar.

¢) Kein Auslosen der Bedingung wider Treu und Glauben
Eine Bedingung gilt im Sinne von Art. 156 OR analog als nicht erfiillt, wenn eine Partei diese
wider Treu und Glauben herbeigefiihrt hat (BGE 109 II 20, E. 2a). Voraussetzung dafiir ist
eine gegen Treu und Glauben verstossende Handlung, welche kausal fiir den Eintritt der Be-
dingung ist. Die Handlung muss weder absichtlich noch schuldhaft, sondern nur treuwidrig im
Sinne von Art. 2 ZGB sein (BSK OR I-EHRAT/WIDMER, Art. 156 OR, Rn. 5-6; BGE
4C.281/2005, E. 3.5). Wie in der Folge zu zeigen sein wird, wirft die Beklagte der Kligerin zu

unrecht vor, dass sie die Verluste der New Zealand Venture treuwidrig herbeigefiihrt hat.
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Mit dem Abschluss des Aktiondrbindungsvertrages iibernahm die Kligerin alle operativen Ge-
schifte der VeganMarket AG und ihrer Tochtergesellschaften (Art. 9.1 und 9.2 ABV). Mit den
Mehrheiten, welche sie im Verwaltungsrat der Mutter- und der Tochtergesellschaften hat
(Sachverhaltsergédnzungen, Rn. 10), kann sie den Geschiftsgang der VeganMarket AG erheb-
lich beeinflussen. Es ist daher richtig, dass die Kldgerin fiir die Misserfolge eine gewisse Mit-
verantwortung trifft. Eine treuwidrige Handlung kann ihr aber nicht angelastet werden.
Anfang 2014 leitete MEDSAFE eine Untersuchung gegen die New Zealand Venture ein. Die-
se Untersuchung zeigt, dass die Smoothies die neuen Vorgaben betreffend kanzerogenen Stof-
fen in Lebensmitteln noch nicht erfiillen. Diese Vorgabe muss bis am 1. Oktober 2014 erfiillt
werden. Nachdem MEDSAFE der New Zealand Venture am 6. Oktober 2014 ein Verkaufsver-
bot angedroht hat, erfiillte diese die gesetzlichen Bestimmungen umgehend (Sachverhaltser-
ginzungen, Rn. 6).

Es kann sein, dass einige Kunden abgesprungen sind, weil MEDSAFE eine Untersuchung ge-
gen die New Zealand Venture eingeleitet hat. Im Zeitpunkt der Einleitung der Untersuchung,
erfiillte die New Zealand Venture alle gesetzliche Vorschriften. Es bestand kein Grund fiir eine
Untersuchung, weshalb diese nicht der Klidgerin angelastet werden kann. Das Abspringen von
Kunden aufgrund solcher Untersuchungen fillt unter das allgemeine Geschiftsrisiko, welches
die Kldgerin nicht beeinflussen konnte.

Der Vorwurf der Beklagten, dass die Kldgerin den Absprung der Hottelkette Larinof verschul-
det habe (B-3), entspricht nicht der Wahrheit. Larinof hat den Vertrag mit der New Zealand
Venture am 30. Juni 2014 gekiindigt. Zum Zeitpunkt der Kiindigung erfiillten die Smoothies
alle gesetzlichen Voraussetzungen. Die Kiindigung ist daher nicht auf einen Gesetzesverstoss
der New Zealand Venture zuriickzufiihren. Ob Larinof den Vertrag aufgrund der Untersuchun-
gen der MEDSAFE oder aufgrund ihrer strategischen Neuausrichtung gekiindigt hat, kann
nicht mit abschliessender Sicherheit bestimmt werden. Dies ist insofern irrelevant, da weder
die Untersuchung der MEDSAFE (vgl. N34) noch die Neuausrichtung eines grossen Kunden
vom Verwaltungsrat oder der Geschiftsleitung beeinflusst werden kann. Die Beendigung der
Zusammenarbeit durch Larinof ist in jedem Fall unter das allgemeine Geschéftsrisiko zu fas-
sen.

Durch einen Defekt einer Einfiillmaschine hatte die New Zealand Venture wihrend einer
kurzen Zeit Probleme mit E. Coli Bakterien. Diese Probleme wurden durch die Reparatur der
Maschine umgehend behoben (Sachverhaltsegdnzungen, Rn. 6). Die Geschiftsleitung hat zu-

satzliche Kontrollen eingefiihrt, um solche Vorkommnisse in Zukunft zu verhindern (Sachver-
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haltsergédnzungen, Rn. 7). Weitere Massnahmen waren nicht angezeigt und konnten von ihr
nicht erwartet werden.

Der Zeitungsbericht der ,,The New Zealand Herald* (K-6) riickt die New Zealand Venture in
ein schlechtes Licht. Es kann davon ausgegangen werden, dass einige Kunden aufgrund die-
ses Zeitungsberichts die Zusammenarbeit beendet haben. Der Zeitungsbericht ist ausgespro-
chen tendenzids, negativ und liickenhaft formuliert. Obwohl die neuen gesetzlichen Vorschrif-
ten seit dem 16. Oktober eingehalten werden, wird dies in keinem Satz erwihnt. Auch dass
die Hygieneprobleme nur wihrend einer sehr kurzen Zeit aufgrund eines Defekts bestanden
haben, wird nicht erwidhnt. Dass MEDSAFE {iberhaupt Probleme festgestellt hat, muss sich
die Kldgerin sicherlich zu einem gewissen Teil als Fehler anrechnen lassen. Dass daraus solch
ein negativer Zeitungsbericht entsteht, welcher die Wahrheit krass verzerrt wiedergibt, konnte
sie weder vorhersehen noch beeinflussen.

Die Klédgerin hat vielmehr im Anschluss an diesen Zeitungsbericht reagiert und versucht, das
Schlimmste zu verhindern. Es ist der Kldgerin zu verdanken, dass der Schaden der New Zea-
land Venture nicht wesentlich grosser ist. Hitte sie die Reaktionen von Kunden nicht mit einer
einheitlichen Sprachregelung beantwortet und die Angste dadurch zumindest teilweise aus
dem Weg gerdumt, wiren noch mehr Kunden verloren gegangen.

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Kldgerin die Geschifte der New Zealand Venture si-
cherlich nicht fehlerfrei gefiihrt hat. Die Vorwiirfe der Beklagten, dass die Kldgerin die Ver-
luste treuwidrig herbeigefiihrt hat, sind aber aus der Luft gegriffen und entsprechen nicht der

Wahrheit.

d) Weitere Voraussetzung des Riicktrittsrecht

Die Klédgerin kann vom Vertrag nur zurilicktreten, wenn seit dem Signing mindestens sechs
Wochen vergangen sind (Art. 10.2 (¢) KV 2014). Die Kiindigung ist eine einseitige empfangs-
bediirftige Willenserklarung (BUCHER, §21/111, S. 390-391). Das Signing des Vertrages erfolg-
te am 1. Oktober 2014 (vgl. KV 2014). Die Frist von sechs Wochen, in welcher nicht gekiin-
digt werden kann, endete am 12. November 2014. Die Klagerin hat den Riicktritt vom Kauf-
vertrag 2014 am 12. Dezember 2014 mit einer Mail giiltig erkldrt (B-2). Durch den giiltigen
Riicktritt vom Kaufvertrag 2014 besteht keine rechtliche Grundlage fiir die Widerklage. Im

Umfang, in welchem das Gericht auf die Widerklage eintritt, hat es diese abzuweisen.
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4. Eventualiter: Wiederaufleben des ABV infolge Grundlagenirrtum
Der Aktiondrbindungsvertrag lebt wieder auf, wenn der Kaufvertrag 2014 ungiiltig wird (vgl.
N21). Der Kaufvertrag 2014 ist fiir die Kldgerin aufgrund eines Grundlagenirrtums im Sinne
von Art. 24 Abs. 1 Ziff. 4 OR unverbindlich. Mit der Geltendmachung des Irrtums fallt der
Vertrag ex tunc dahin (BGE 129 III 320, E. 7.1.1). Durch die Einreichung der Klage macht die
Kldgerin die Ungiiltigkeit des Vertrages rechtzeitig geltend. Dadurch wird der Kaufvertrag
2014 ungiiltig und der Aktiondrbindungsvertrag lebt wieder auf.

a) Grundlagenirrtum liegt vor

Ein Grundlagenirrtum liegt vor, wenn ein Irrtum betreffend des Sachverhalts vorliegt, welche
nach Treu und Glauben als objektiv wesentliche Voraussetzung des Vertrages angesehen wer-
den musste und vom Irrenden subjektiv als Grundlage des Vertrages angesehen wurde (BK
OR-SCHMIDLIN, Art. 23/24 OR, Rn. 91)

Ein Irrtum betreffend des Sachverhalts liegt vor, wenn der Irrende irrtiimlicherweise von
falschen Umstinden ausgeht und der Geschiftswille auf diesen Umstinden beruht
(SCHWENZER, Rn. 37.21) Die Kligerin ist beim Abschluss des KV 2014 davon ausgegangen,
dass sie durch die MAC-Clause vor einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen
Situation der VeganMarket AG geschiitzt ist. Dieser Schutz setzt voraus, dass der negative
EBITDA in die Berechnung mit einfliesst. Wird der negative EBITDA nicht in die Berech-
nung der MAC-Clause mit einbezogen, ist der Schutz den die Kliagerin durch die MAC-Clau-
se erfahrt gleich Null (vgl. N28). Entscheidet das Gericht, dass der negative EBITDA nicht in
die Berechnung der MAC-Clause einbezogen wird, hat sich die Kldgerin betreffend des Sach-
verhalts geirrt.

Der Irrtum ist objektiv wesentlich, wenn eine Voraussetzung in Frage steht, auf die ,,bei einem
Geschiéft dieser Art nicht verzichtet werden kann* (BGE 43 II 775, E. 2). Mit anderen Worten
kann ein Vertrag angefochten werden, wenn ein redlicher Dritter den Vertrag nur unter Vor-
aussetzung des vorgestellten Sachverhalts abgeschlossen hitte (SCHWENZER, Rn. 37.26). Die
MAC-Clause dient dem Schutz der Kldgerin. Dieser Schutz ist nur geniigend, wenn der nega-
tive EBITDA in die Berechnung einbezogen wird (vgl. N28). Einen dhnlichen Schutz haben
die Parteien bereits im Aktiondrbindungsvertrag vorgesehen, bei dem der effektive Kaufpreis
vom objektiven Wert der VeganMarket AG abhéngt. Beim Abschluss eines Aktienkaufvertra-
ges, welcher frithestens in sechs Wochen abgewickelt wird, besteht ein grosses Risiko von

Preisschwankungen. Einen solchen Vertrag wiirde keine redliche Person ohne geniigenden

11
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Schutz vor einem Wertzerfall der betreffenden Unternehmung abschliessen. Der Irrtum der
Klégerin ist objektiv wesentlich.

Der Irrtum ist fiir den Irrenden subjektive Grundlage des Vertrages, wenn dieser fiir ihn ein
»hotwendige Voraussetzung des Vertrages bildete (BGE 95 11 407, E. 1). Die Kldgerin wollte
sich durch die MAC-Clause vor dem Risiko grosser Preisschwankungen absichern. Diese
konnten dazu fiihren, dass der vereinbarte Kaufpreis weit iiber dem objektiven Unternehmens-
wert liegt. Dieses Risiko wollte die Kldgerin nicht auf sich nehmen. Daher ist die MAC-
Clause unter Einbezug des negativen EBITDA eine subjektiv wesentliche Voraussetzung des

Vertragsschlusses.

b) Weitere Voraussetzungen liegen vor

Wird der Irrtum nicht innerhalb eines Jahres geltend gemacht, dann wird dessen Genehmi-
gung im Sinne von Art. 31 Abs. 1 OR fingiert und der Anspruch auf Geltendmachung des Irr-
tums ist verwirkt. Diese relative Frist beginnt, wenn der Kldger sichere Kenntnis vom Wil-
lensmangel hat. Besteht nur ein Verdacht auf einen Sachverhaltsirrtum beginnt die Frist noch
nicht (BGE 108 II 102, E. 2a). Eine absolute Frist existiert beim Irrtum nicht (BGE 114 II
131, E. 2b). Die Kldgerin ist bei Einreichung der Klage iiberzeugt, dass der negative EBITDA
in die Berechnung der MAC-Clause einbezogen wird. Definitive Gewissheit, ob ein Irrtum
vorliegt oder nicht, hat die Klagerin erst, wenn das Gericht diese Frage beurteilt hat. Daher
hat die Frist fiir die Geltendmachung der Irrtums noch nicht begonnen.

Der Irrtum kann nur zur Authebung des Vertrages fithren, wenn dies der anderen Partei er6ft-
net wird. Diese Eroffnung der Geltendmachung des Irrtums ist an keine Form gebunden (BGE
132 11 161 E.3.2.2). Die Klédgerin macht den Irrtum mithilfe dieser Klage geltend. Mittels Zu-
stellung dieser Klage durch das Gericht, erfdhrt die Beklagte von der Geltendmachung des Irr-
tums.

Aus oben Erwihntem ergibt sich, dass die Kldgerin giiltig vom Kaufvertrag 2014 zuriickgetre-

ten und der Aktiondrbindugsvertrag dadurch wieder aufgelebt ist.

5. Voraussetzungen fiir die Ubertragung der Aktien erfiillt
Die Aktien des VeganMarket AG sind auf die Klidgerin zu iibertragen, wenn diese ihre Call-
Option ausiibt (Art. 6.7.2 ABV). Nach Ablauf von einem Jahr seit Abschluss des Kaufvertra-
ges 2013 kann sie jederzeit die Rechte an 15%, nach eineinhalb Jahren die Rechte an weitere
15% und nach zwei Jahren die Rechten an den letzten 20% der Aktien ausiiben (Art. 6.7.3
ABYV). Die Call-Option fiir die ersten 15% der Aktien hat die Kldgerin am 16. Juni 2014 per

12
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Mail ausgeiibt (K-3). Die Call-Option fiir die nidchsten 15% hat sie am 9. Januar 2015 auch
per Mail ausgeiibt. Da die ersten 15% zu diesem Zeitpunkt noch nicht iibertragen waren, hat
sie die Ausiibung dieser Option noch einmal bekriftigt (B-3). Durch Einreichung dieser Klage
iibt die Kldgerin auch die Option an den letzten 20% der Aktien der VeganMarket AG aus.
Seit Abschluss des Kaufvertrag 2013 sind mehr als zwei Jahre vergangen, weshalb das
Ausiiben der Option zeitlich zuldssig ist.

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Kldgerin die Optionen an den 50% der Aktien der Ve-
ganMarket AG giiltig ausgetibt hat und die Beklagte verpflichtet ist, diese Aktien auf die Kla-

gerin zu libertragen.

IV. Die Beklagte ist zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket
AG zu einem Preis von CHF 1'875'000.- an die Kléigerin zu iibertragen

1. Der negative EBITDA ist bei der Kaufpreisberechnung zu beriicksichtigen
Wie bereits oben ausgefiihrt (N40, N48), ist die Beklagte gemiss Aktionirsbindungsvertrag
vom 11. April 2013 (K-2) zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket AG an die
Kldgerin zu libertragen. Strittig ist die Berechnung des Kaufpreises.

Die Berechnung des Kaufpreises fiir 50% der Aktien der Vegan Market AG wird im Aktionér-
bindungsvertrag festgelegt (Art. 6.8 ABV). Er ,,[...] betrdgt pro rata das Fiinffache des durch-
schnittlichen EBITDA der Tochtergesellschaften der letzten sechs Monaten hochgerechnet auf
ein Jahr.“ Gemdss dieser Definition ist fiir den Kaufpreis von entscheidender Bedeutung, ob
der negative EBITDA der einzelnen Tochtergesellschaften beriicksichtigt wird oder nicht.
Diese Frage bildet Inhalt des Vertrages. Sie ist mit der Auslegung des Aktiondrbindungsvertra-
ges zu beantworten. Diese hat nach dem Vertrauensprinzip (vgl. N24) zu erfolgen.

Es entspricht den allgemein anerkannten Geschéftsgrundsitzen bei Aktienkdufen (vgl. N25),
dass ein negativer EBITDA mit einkalkuliert werden muss.

Die Beklagte hat bei der Berechnung des Kaufpreises fiir den Kaufvertrag 2013 den negativen
EBITDA der African Venture mit in die Berechnung einbezogen. Dies geht aus der Verkaufs-
prasentation (K-5) eindeutig hervor. Dies hat die Beklagte in der Einleitungsantwort bestétigt
(Einleitungsantwort, Rn. 13). Der Kaufvertrag 2013 und der Aktiondrbindungsvertrag wurden
am selbem Tag abgeschlossen und stehen in einem klaren Zusammenhang zu einander. Dies
wird in den Prdambeln der beiden Vertrage klar ersichtlich (Prdambel B des KV 2013; Praam-
bel D des ABV). Die Kldgerin durfte daher in guten Treuen davon ausgehen, dass der negative
EBITDA, den die Beklagte in die Berechnung des Kaufvertrages 2013 einbezogen hat, auch
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N55

N56

N57

N58

fiir die Berechnung des Kaufpreises im Aktionidrbindungsvertrag einbezogen wird. Indem die
Beklagte dies bestreitet, verhélt sie sich widerspriichlich und verstosst gegen das Gebot von
Treu und Glauben.

Eine Nichtberiicksichtigung des negativen EBITDA hiitte iiberdies zur Folge, dass die Vegan-
Market AG entweder stark iiber- oder unterbewertet wére. Dadurch miissten ein Kaufpreis be-
zahlt werden, der mit dem objektiven Wert der Unternehmung nicht im Einklang ist. Dies
wire sehr aussergewdhnlich, so dass dies explizit im Vertrag festgelegt werden miisste und
nicht mit dem Vertrauensprinzip in den Vertrag hineingelesen werden kann (vgl. N26).

Es ist hier noch einmal zu erwihnen, dass die Aussage der Beklagten, dass der Wert der Afri-
can Venture fiir die Berechnung des Kaufpreises im Kaufvertrag 2014 mit Null veranschlagt
wurde (Einleitungsantwort, Rn. 13), richtig ist. Wie bereits erwidhnt, stellt dies keine Zustim-
mung der Klidgerin zum Nichteinbezug des negativen EBITDA dar. Es war vielmehr der ge-
scheiterte Versuch der Kldgerin, den eskalierenden Streit zu entschérfen. (vgl. N27)

Durch die Ubernahme der operativen Fiihrung kann die Kligerin den Geschiiftsgang der Ve-
ganMarket AG wesentlich mitbestimmen. Dadurch kénnte die Befiirchtung entstehen, dass
die Kldgerin den Kaufpreis durch schlechtes Management zu driicken versucht und dass der
negative EBITDA daher nicht in die Berechnung mit einfliessen soll. Diese Beflirchtung ist
daher unbegriindet, da der Klagerin eine Treuepflicht aufgezwungen wurden (Art. 9.2 ABV).
Dadurch muss die Klagerin fiir allen Schaden haften, den der Beklagten unter Verletzung der
Treuepflicht entsteht. Zusdtzlich besteht in Art. 754 OR eine personliche gesetzliche Haftung
der Verwaltungsrite fiir den Schaden, welchen sie einer AG zufiigen. Die Beklagte muss sich
daher nicht dadurch absichern, dass der negative EBITDA in die Berechnung des Kaufpreises
mit einfliesst.

Aus den obigen Ausfithrungen (vgl. N53-N58) ergibt sich, dass ein negativer EBITDA in die

Berechnung des Kaufpreises im Aktiondrbindungsvertrag einbezogen werden muss.
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N60
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N62

N63

2. Berechnung des Kaufpreises

Der Kaufpreis berechnet sich in Anwendung der Art. 6.8 und Art. 2 des Aktiondrsbindungs-

vertrages wie folgt:

(positiver) EBITDA der American Venture CHF + 2'300'000.-
(positiver) EBITDA der Asien Venture CHF + 1'300'000.-
(negativer) EBITDA der New Zealand Venture CHF -100'000.-
(negativer) EBITDA der African Venture CHF -500'000.-
Summe CHF + 3'000'000.-
Durchschnitt CHF +750'000.-
Kaufpreis CHF + 1'875'000.-

Der Kaufpreis des Aktienpakets betrdgt gemédss der Berechnung im Aktiondrbindungsvertrag
CHF 1'875'000.-.

Die Beklagte ist daher zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket AG zum Preis
von CHF 1'875'000.- an die Kldgerin zu iibertragen.

V. Eventualiter: Der im Kaufvertrag 2014 vereinbarte Kaufpreis ist unter
Anwendung der clausula rebus sic stantibus um CHF 750'000.- zu min-
dern

1. Die Voraussetzungen der clausula rebus sic stantibus liegen vor

Die Beklagte verlangt mittels Widerklage, dass die Aktien aufgrund des Kaufvertrages 2014
zu ibertragen und der dort vereinbarte Kaufpreis von CHF 2'687'500.- zu bezahlen ist.
Kommt das Gericht zum Ergebnis, dass auf die Widerklage einzutreten und der Kaufvertrag
2014 massgebend fiir die Ubertragung der Aktien ist, muss dieser Kaufpreis mit der clausula
rebus sic stantibus gemindert werden.

Im Kaufvertrag 2014 ist eine Anpassung des Kaufpreises an eine erheblichen Wertminderung
aufgrund der Nichteinbeziehung allfdllig resultierender negativer EBITDA einzelner Tochter-
gesellschaften, nicht vorgesehen. Die clausula rebus sic stantibus wird angewandt um Vertri-
ge anzupassen, wenn diese als liickenhaft zu qualifizieren sind (KRAMER, SJZ 2014, S. 276).
Der Schiedsrichter hat den Kaufvertrag daher auf die gednderte wirtschaftliche Situation der
VeganMarket AG anzupassen und den Kaufpreis auf den Betrag zu reduzieren, den die Partei-

en bei Kenntnis dieser Verschlechterung mutmasslich vereinbart hitten.
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a) Gravierende Aquivalenzstorung

N64 Die clausula rebus sis stantibus wird angewandt, wenn eine gravierende Aquivalentstdrung

N65

N66

zwischen den Leistungen der Parteien vorliegt (HUGUENIN, Rn. 327). Die Aquivalenzstérung
liegt vor, wenn das Verhiltnis von Leistung und Gegenleistung dermassen gestort ist, dass
daraus ein offenbares, grobes Missverhiltnis resultiert (BK OR-KRAMER/SCHMIDLIN, Art. 18
Rn. 346 f.). Eine geringfiigige Aquivalenzstorung wird vom Anwendungsbereich der clausula
rebus sic stantibus nicht erfasst (BGE 127 II1 300, E. 5B; BGE 128 III 428, E. 3c). Lehre und
Rechtsprechung haben keine exakten Prozentangaben entwickelt, ab wann ein Missverhéltnis
als gravierende Aquivalenzstérung zu qualifizieren ist (BK OR-KRAMER/SCHMIDLIN, Rn.
347). Das Bundesgericht spricht in seiner Rechtsprechung lediglich davon, dass die ,,gesam-
ten Umsténde* zu beachten sind (BGE 100 II 345 E. 2b).

Im Kaufvertrag 2014 wird eine fixer Kaufpreis von CHF 2'687'500.- festgelegt. Dieser wurde
unter Berlicksichtigung der wirtschaftlichen Situation der VeganMarket AG zum Zeitpunkt
des Vertragsabschlusses vereinbart. Der wirtschaftliche Wert der VeganMarket AG hat sich
seit diesem Zeitpunkt verdandert. Vor allem die New Zealand Venture hat durch verschiedene
dussere Faktoren sehr stark an Wert verloren. Der wirtschaftliche Wert des Unternehmens ist
daher bis am 12. Dezember 2014 auf CHF 1'937'500.- eingebrochen. Der Wertverlust macht
daher rund 28% des vereinbarten Kaufpreises aus. Mit anderen Worten miisste die Kldgerin
fiir die Aktien der VeganMarket AG mehr als ein Viertel mehr bezahlen, als diese objektiv
wert waren. Es sind keine weiteren Faktoren ersichtlich, die einen solch massiv {iberhohten
Preis rechtfertigen wiirden. Der Kldgerin ist es daher nicht zuzumuten, den von der Greengar-
den AG verlangten Betrag zu bezahlen. Die gravierende Aquivalenzstdrug liegt bei Betrach-
tung aller Umsténde vor.

b) Weitere Voraussetzungen der clausula rebus sic stantibus liegen vor

Die gravierende Aquivalenzstérung muss durch eine nachtriigliche Verdnderung der Verhilt-
nisse eingetreten sein. Diese diirfen nicht voraussehbar gewesen sein, so dass die Parteien da-
fiir keine Regelung vorgesehen haben und der Vertrag dadurch liickenhaft ist (HUGUENIN, Rn.
327; GUHL/KOLLER/SCHNYDER/DUREY, §38, Rn. 27). Nach dem Abschluss des Kaufvertrag
2014 am 11. April 2014 haben zahlreiche Abnehmer die Zusammenarbeit mit der New Zea-
land Venture beendet. Unter diesen war auch die Hotelkette Larinof, welche den grossten
Kunden der New Zealand Venture gewesen ist. Diese hatte den laufenden Vertrag am 30. Juni
2014 mit Wirkung per 30. September 2014 gekiindigt (Sachverhaltsergénzungen, Rn. 8). Die

Beendigung dieser Geschéftsbeziehung hatte sehr starke Umsatzeinbussen der New Zealand
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N68

N69

N70

Venture zur Folge. Thr EBITDA ist in der Folge unter Null gesunken. Durch diesen Absturz
der New Zealand Venture hat auch der Wert der VeganMarket AG sehr stark gelitten. Die gra-
vierende Aquivalenzstorung ist nach Abschluss des Kaufvertrages 2014 eingetreten.

Die Parteien haben eine MAC-Clause vereinbart, welche der Kldgerin eine Riicktrittsrecht
gibt, wenn eine gravierende Aquivalenzstorung betreffend dem wirtschaftlichen Wert der Un-
ternehmung eintritt (Art. 10.2 (c¢) KV 2014). Dadurch, dass der negative EBITDA nicht in die
Berechnung der MAC-Clause einbezogen wird, besteht flir die Kldgerin praktisch keinen
Schutz vor dem Eintritt einer gravierenden Aquivalenzstorung. Daher ist der Vertrag betref-
fend dem Schutz der Kéuferin liickenhaft.

Die nachtriagliche Verdnderung war nicht voraussehbar, wenn eine verniinftige Durchschnitts-
partei nach dem gewohnlichen Lauf der Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung die sich
verdndernden Verhiltnisse voraussehen konnte und musste (HUGUENIN, Rn. 330). Es
entspricht dem gewdhnlichen lauf der Dinge, dass der Wert einer Unternehmung
Schwankungen ausgesetzt ist. Dies gilt insbesondere fiir ein global titiges Unternehmen wie
der VeganMarket AG. Die Wertschwankungen bewegen sich im Normalfall aber bei einigen
wenigen Prozenten. Niemand konnte damit rechnen, dass der Wert der VeganMarket AG um
28% sinkt. Der Hauptgrund fiir diesen gravierenden Wertverlust liegt in einem sehr negativ
formulierten Medienbericht von ,,The New Zealand Herald“ vom 16. Oktober 2014 (K-6).
Weder die Parteien, noch eine verniinftige Durchschnittspartei haben mit diesem
Zeitungsartikel oder seinen gravierenden Folgen gerechnet. Die nachtrigliche Verdnderung
war nicht voraussehbar.

Die Berufung auf die clausula rebus sic stantibus wird abgelehnt, wenn sich die Partei wider-
spriichlich verhalten hat (HUGUENIN, Rn. 327). Dies liegt insbesondere vor, wenn die Partei,
welche sich auf die clausula rebus sic stantibus beruft, die geénderten Verhiltnisse selber ver-
ursacht oder sogar verschuldet hat (BK OR-KRAMER/SCHMIDLIN, Art. 18, Rn. 342). Dadurch,
dass die Klédgerin die operative Leitung der New Zealand Venture ausgelibt hat, ist sie grund-
sdtzlich mitverantwortliche fiir den Geschiftsgang dieser Tochtergesellschaft. Wie oben be-
reits gezeigt wurde, sind die erheblichen Verluste der New Zealand Venture aber hauptsich-
lich dem geschiftlichen Risiko zuzuordnen. Die Kldgerin hat die Verluste weder selber verur-
sacht, noch hat sie sich widerspriichlich verhalten (vgl. N39).

Abschliessend ist festzustellen, dass die Voraussetzungen der clausula rebus sic stantibus vor-

liegen. Das Schiedsgericht hat den Vertrag anzupassen.
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2. Senkung des Kaufpreises durch das Schiedsgericht
Mangels vertraglichen oder gesetzlichen Anpassungsmechanismen hat das Schiedsgericht den
Vertrag mit Bezug auf Treu und Glauben so zu erginzen, wie ihn die Parteien bei Kenntnis
der Umstdnde mutmasslich abgeschlossen hitten (HUGUENIN, Rn. 333). Das Gericht kann
sich entweder dafiir entscheiden, den Vertrag vorzeitig aufzulosen oder inhaltlich zu modifi-
zieren (BGE 127 III 300 E. 6a). Es hat sich dabei an einer sachgerechten Lésung zu orientie-
ren (HUGUENIN, Rn. 334).
Wihrend sich die Kligerin als Herstellerin der Smoothies durch die Ubernahme der Vegan-
Market AG Synergien und Einsparungen verspricht (Sachverhaltserganzungen, Rn. 3), hat die
Beklagte durch die langjdhrige Geschéftsbeziehung mit dem Kléger einen passenden Kaufer
fiir ihr Unternehmen gefunden (Einleitungsanzeige, Rn 3; Einleitungsantwort, Rn 1). Sowohl
die Kligerin als auch die Beklagte sind an der Ubertragung der Aktien interessiert, weshalb
eine Vertragsauflosung keiner Partei dienen wiirde. Das Gericht hat den Vertrag im Interesse
der Parteien abzudndern und nicht aufzuldsen.
Sowohl im Kaufvertrag 2013, als auch im Aktiondrsbindungsvertrag und im Kaufvertrag 2014
haben die Parteien den Kaufpreis mittels Wert der VeganMarket AG bestimmt. Dass dieser
Wert im Kaufvertrag 2014 im Gegensatz zum Aktiondrsbindungsvertrag nicht variabel be-
stimmt wurde, hdngt nur damit zusammen, dass dieser variable Kaufpreis zu grossen Streitig-
keiten gefiihrt hat. Die Parteien sind dadurch ein gegenseitiges Risiko eingegangen, indem sie
kleine Schwankungen des Wertes der VeganMarket AG nicht in die Berechnung einfliessen
lassen wollten. Hétten die Parteien gewusst, dass der Wert der VeganMarket AG sich inner-
halb dieser kurzen Zeit zwischen Signing und Closing so stark verdndert, hétten sie den Kauf-
preis wohl mithilfe des objektiven Unternehmenswert bestimmt. Der Wert der VeganMarket
AG belduft sich daher auf CHF 1'937'500.- (vgl. N65). Das Gericht hat den Kaufpreis aus
dem Kaufvertrag 2014 um CHF 750'000 zu reduzieren.
Aus den soeben dargelegten Griinden, ist die Beklagte eventualiter zu verpflichten, 50'000
Namenaktien der VeganMarketAG zu einem Preis von CHF 1'937'000.- an die Klagerin zu

iibertragen.
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VI. Den Rechtsbegehren ist zu entsprechen

Aus all diesen Griinden ersuchen wir Sie um Gutheissung der eingangs gestellten Rechtsbe-

gehren.

Mit vorziiglicher Hochachtung

Moot Court Team 6

19



	Literaturverzeichnis
	Entscheidverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	I. Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts
	1. Schiedsvereinbarung
	2. Sitz des Schiedsgerichts
	3. Verhältnis zur Gerichtsstandklausel
	4. Verhältnis zum Schiedsgutachter

	II. Unzuständigkeit für die Widerklage
	III. Die Beklagte ist zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket AG aufgrund des Aktionärbindungsvertrages vom 11. April 2013 an die Klägerin zu übertragen
	1. Der Aktionärbindungsvertrag ist gültig zustande gekommen
	2. Aufhebung des Aktionärbindungsvertrag durch Novation
	3. Wiederaufleben des Aktionärsbindungsvertrag durch Rücktritt vom Kauf­vertrag 2014
	a) Bestand eines Rücktrittsrechts im Kaufvertrag 2014
	b) Eintritt einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation
	c) Kein Auslösen der Bedingung wider Treu und Glauben
	d) Weitere Voraussetzung des Rücktrittsrecht

	4. Eventualiter: Wiederaufleben des ABV infolge Grundlagenirrtum
	a) Grundlagenirrtum liegt vor
	b) Weitere Voraussetzungen liegen vor

	5. Voraussetzungen für die Übertragung der Aktien erfüllt

	IV. Die Beklagte ist zu verpflichten, 50'000 Namenaktien der VeganMarket AG zu einem Preis von CHF 1'875'000.- an die Klägerin zu übertragen
	1. Der negative EBITDA ist bei der Kaufpreisberechnung zu berücksichtigen
	2. Berechnung des Kaufpreises

	V. Eventualiter: Der im Kaufvertrag 2014 vereinbarte Kaufpreis ist unter Anwendung der clausula rebus sic stantibus um CHF 750'000.- zu min­dern
	1. Die Voraussetzungen der clausula rebus sic stantibus liegen vor
	2. Senkung des Kaufpreises durch das Schiedsgericht

	VI. Den Rechtsbegehren ist zu entsprechen

